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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1968/73 zur Festlegung der im Falie von Störungen auf dem 
Getreidesektor anzuwendenden Grundregein 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr insbe- 

sondere auf Artikel 19 Absatz 2, 
auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1968/73 des 
Rates vom 19. Juli 1973 zur Festlegung der im Falle 
von Störungen auf dem Getreidesektor anzuwenden- 
den Grundregeln^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 676/74^), legt insbesondere 
die Kriterien fest, die erfüllt sein müssen, um die 
im Falle von Störungen vorgesehenen Maßnahmen 

auszulösen. Die in der Verordnung (EWG) Nr / 

74** vorgesehene Änderung des Artikels 19 der 
Verordnung Nr. 120/67/EWG macht eine entspre- 
chende Anpassung der Vorschriften des vorgenann- 
ten Artikels 1 erforderlich - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1968/73 erhält 
folgende Fassung: 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2) * Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Ver- 

ordnung Nr. 120/67/EWG über die gemeinsame Markt- 
organisation für Getreide 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 2Ö1 
vom 21. Juli 1973, S. 10 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 

vom , S. . . . 

** in Fußnote 2 genannte Verordnung 


„1. Eine erhebliche Überschreitung im Sinne von 
Artikel 19 der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
liegt vor, wenn die Notierungen oder Preise auf 
dem Weltmarkt den in den Häfen oder Grenz- 
übergangsorten der Überschußgebiete der Ge- 
meinschaft gültigen Interventionspreis um min- 
destens 2 V. H. überschreiten." 

2, Diese Überschreitung kann fortdauern, wenn 
ein Ungleichgewicht zwischen Angebot und 
Nachfrage festgestellt wird und wenn die Ge- 
fahr besteht, daß dieses Ungleichgewicht ange- 
sichts der voraussichtlichen Entwicklung der Er- 
zeugung und der Marktpreise andauert. 

3. Der Markt der Gemeinschaft wird durch die in 
den Absätzen 1 und 2 genannte Lage gestört, 
wenn das hohe Preisniveau im internationalen 
Handel geeignet ist, die Einfuhr von in Artikel 2 
der Verordnung Nr. 120/67/EWG genannten Er- 
zeugnissen in die Gemeinschaft in dem Maße 
zu behindern oder die Ausfuhr dieser Erzeug- 
nisse aus der Gemeinschaft in dem Maße 
zu bewirken, daß die Stabilisierung des Mark- 
tes oder die Sicherstellung der Versorgung in 
Frage gestellt wird. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


In dem Verordnungsentwurf mit dem Titel „Verord- 
nung zur Änderung der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG über die gemeinsame Marktorganisation für 
Getreide" hat die Kommission u. a. eine Änderung 
des Artikels 19 vorgesdilagen. Als Element für die 
Auslösung der im Falle von Störungen zu ergreifen- 


den Maßnahmen sollen nidit mehr der cif-Preis und 
der Sdiweilenpreis, sondern Preise berücksichtigt 
werden, die dem mit Artikel 19 verfolgten Ziel eher 
entsprechen. Als solche Preise wurden der Interven- 
tionspreis und die Notierungen oder Preise auf dem 
Weltmarkt angesehen. Diese Änderung des Arti- 
kels 19 erfordert eine entsprechende Anpassung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1968/73 des Rates; das ist 
das Hauptziel des vorliegenden Entwurfs. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
15. Juli 1974 - 114 -680 70-E- Ge 4911/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 24. Juni 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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